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Von Knut Henkel

El Salvadors Präsident Nayib 
Bukele wird in Lateinamerika 
als „cooler Diktator“ gefeiert, 
weil er die Bandenkriminali-
tät mit harter Hand bekämpft. 
Doch die sinkende Mord-, Ent-
führungs- und Erpressungs-
quote hat eine Kehrseite. 

Dina Hernández wurde 
im Februar festgenommen. 
Die Menschenrechtsaktivis-
tin war damals im achten Mo-
nat schwanger und ihre Fest-
nahme erfolgte aufgrund eines 
bloßen Verdachts, berichtet Za-
ira Navas. Sie ist die Anwältin 
der Menschenrechtsorgani-
sation Cristosal aus San Sal-
vador. „Ein Familienmitglied 
galt als mutmaßliches Ban-
denmitglied – das reichte“, er-
klärt sie. Acht Monate später ist 
Dina Hernández weiterhin in-
haftiert, und für Anwältin Za-
ira Navas ist der Fall einer der 
inhumansten, die ihr in ihrer 
25-jährigen Anwaltskarriere 
begegnet sind. 

„Ich war dabei, als die Ge-
fängnisverwaltung den Leich-
nam ihres toten Kindes an die 
Schwestern von Dina Hernán-
dez übergab. Frau Hernández 
sitzt immer noch in Untersu-
chungshaft und daran wird 
sich erst mal nichts ändern“, 
meint Navas. Zwei Jahre Un-
tersuchungshaft sind in El 
Salvador zulässig, doch in vie-
len Fällen wurden und werden 
Verdächtige länger festgehal-
ten. „Das ist Usus in El Salva-
dor. Und vor ein paar Wochen 
wurde die maximal zulässige 
Untersuchungshaft auf vier 
Jahre verdoppelt“, so Navas, 
die bei Cristosal für die Situa-
tion in den Gefängnissen zu-
ständig ist. 

Die Zustände in den Haft-
anstalten haben sich mit der 
Verhängung des Ausnahmezu-
stands am 27. März 2022 mas-
siv verschärft. Die Zahl der 
Menschenrechtsverletzungen 
sei hoch, die Taten oft scho-
ckierend, sagt die Juristin. Sie 
hat mit ihrem Team 298 Todes-
fälle seit Verhängung des Aus-
nahmezustands untersucht 
und dokumentiert. Dazu wur-
den mehr als 1.200 Interviews 
mit Angehörigen und Zeugen 
geführt. „Bis zum 3. Oktober 
2024 wurden genau 82.503 Per-
sonen unter dem Verdacht der 
Mitgliedschaft in einer Bande 
inhaftiert – Frauen wie Män-
ner“, so Navas. 

Sie kritisiert die perma-
nente Verlängerung des Aus-
nahmezustands. Am 3. Okto-
ber erfolgte dessen 31. Verlän-
gerung und es sei absehbar, 
dass Anfang November die 
nächste Verlängerung anstehe.

„Aus einem zeitlich be-
grenzten Instrument wird ein 
permanentes“, kritisiert die Ju-
ristin und ist damit nicht al-
lein. Amnesty International 
hat bereits im Dezember 2023 
einen umfangreichen Bericht 
mit dem Titel „Hinter dem 
Schleier der Popularität“ ver-
öffentlicht, in dem es en détail 
um die Zunahme der Repres-
sion und Rückschritte bei den 
Menschenrechten unter dem 
im Februar wiedergewählten 
Präsidenten Nayib Bukele geht. 

Im September 2024 folgte 
dann der Bericht mit zahlrei-
chen Empfehlungen der Inter-
amerikanischen Menschen-
rechtskommission der Or-

ganisation Amerikanischer 
Staaten. Darin wird explizit 
empfohlen, ein Register für die 
Opfer von Menschenrechtsver-
letzungen während des Aus-
nahmezustands einzurichten 
und Todesfälle in Haft sowie 
Folter von Inhaftierten zu un-
tersuchen. Und sie empfiehlt, 
einen umfassenden Plan zur 
Wiedergutmachung für die 
Opfer und ihre Angehörigen. 
Denen sind Besuche in Haft 
nicht erlaubt. Angehörige wer-
den auch von Inhaftierungen 
nicht informiert. 

Letzteres hat zu einer Zu-
nahme der Zahl der Ver-
schwundenen geführt, so 
Berichte von Cristosal und 
anderen Menschenrechtsor-
ganisationen. 

Dieser Umgang mit den 
Verdächtigen widerspreche 
internationalen Standards, 
kritisiert die OAS-Menschen-
rechtskommission. Sie for-
derte die Regierung von Prä-
sident Nayib Bukele, der sich 
trotz Verfassungsbedenken im 
Februar für eine zweite Legisla-
turperiode wählen ließ, zu Kor-

rekturen auf. „Bis dato ohne 
Erfolg. Die Regierung hat die 
Kommission genauso wie Am-
nesty International zu diskre-
ditieren versucht. Sie behaup-
tet, die Kommission agiere im 
Interesse einiger weniger Fi-
nanziers. Dabei wird sie von 
den Staaten der OAS finan-
ziert“, ärgert sich Navas und 
zieht die Stirn missbilligend 
in Falten.

Sie kritisiert, dass der auto-
ritäre Präsident und sein Be-
ra te r:in nen stab ihre enorme 
mediale Präsenz nutzen, um 
Andersdenkende zu stigma-
tisieren und auf Erfolge welt-
weit aufmerksam zu machen. 
„Dabei wissen wir noch nicht 
mal, ob die Angaben der Regie-
rung stimmen. Wir haben kei-
nen Zugriff auf ihre Zahlen, 
können sie weder abgleichen 
noch überprüfen. Sie unterlie-
gen de facto der Geheimhal-
tung“, moniert die Menschen-
rechtsjuristin. 

Das ermöglicht den Kom-
mu ni ka ti ons ex per t:in nen 
des Präsidenten ihre media-
len Kampagnen weltweit er-
folgreich zu lancieren. In de-
ren Mittelpunkt steht stets der 
selbsternannte „coolste Dikta-
tor der Welt“, eben Nayib Bu-
kele. In Mittelamerika hat das 
dazu geführt, dass die hon-
duranische Präsidentin Xio-
mara Castro zumindest Teile 
der Agenda von Bukele ko-
piert. In Ecuador eignen sich 
Präsidentschaftskandidaten, 
in Peru mehrere Politiker Teile 
der Bukele-Strategie an. 

„Für die Demokratien in die-
sen Ländern ist das ein Risiko. 
Die Verantwortlichen dort soll-
ten unsere Berichte lesen und 
daraus lernen“, rät die Men-
schenrechtsanwältin aus San 
Salvador. 

Aus Washington  
Hansjürgen Mai

Im Endspurt des US-Wahlkampfs 
wird der Ton immer rauer. US-
Vizepräsidentin Kamala Harris 
hielt genau eine Woche vor dem 
eigentlichen Wahltag eine Rede, 
in der sie die Wähler vor ihrem 
Kontrahenten warnte und selbst 
versprach, das Land immer vor 
die eigene Partei zu stellen. Die 
Kundgebung am Dienstagabend 
in Washington hatte zudem gro-
ßen Symbolcharakter.

Die demokratische Präsident-
schaftskandidatin sprach näm-
lich am selben Ort, an dem 
Noch präsident Donald Trump 
vor mehr als drei Jahren seine 
Anhänger dazu aufforderte, 
zum US-Kapitol zu marschieren, 
um dort die Bestätigung von US-
Präsident Joe Bidens Wahlsieg zu 
verhindern. Der 6. Januar 2021 
wurde einer der schwärzesten 
Tage in der US-Geschichte.

Vor beeindruckender Ku-
lisse, mit dem Weißen Haus im 
Hintergrund und Zehntausen-
den Besuchern, versuchte Har-
ris diejenigen, die noch immer 
nicht zwischen ihr und Trump 
entschieden haben, davon zu 
überzeugen, dass eine Stimme 
für Trump eine Stimme für die 
Tyrannei sei.

„Er ist jemand, der labil ist, 
von Rache besessen, von Groll 
zerfressen und auf uneinge-
schränkte Macht aus ist“, er-
klärte Harris in der Rede, die von 
ihrem Wahlkampfteam als „Clo-
sing Argument“, also als Schluss-
plädoyer, angepriesen wurde.

Letzten Umfragen zufolge ist 
der Wahlausgang weiterhin völ-
lig offen. Laut der University of 
Florida sollen bereits mehr als 53 
Millionen Amerikaner die Mög-
lichkeit der vorzeitigen Stimm-
abgabe genutzt haben. Wahlbe-
rechtigt sind rund 244 Millionen 
Menschen.

Für Harris ging es am Diens-
tagabend darum, den Kontrast 
zwischen ihr und Trump noch-
mals zu verdeutlichen und die 

Gefahr, die von einer möglichen 
erneuten Amtszeit ihres Kontra-
henten für die US-Demokratie 
ausgehe, hervorzuheben. „Do-
nald Trump hat ein Jahrzehnt 
damit verbracht, das amerikani-
sche Volk zu spalten und Angst 
untereinander zu schüren. So ist 
er. Aber Amerika, ich bin heute 
Abend hier, um zu sagen: So 
sind wir nicht.“

Sie gelobte, eine Präsidentin 
für „alle Amerikaner zu sein“ 
und das Land immer über die 
Partei zu stellen. Ob das am 
Ende bei den verbleibenden un-
abhängigen und unentschlosse-
nen Wählern ziehen wird, bleibt 
abzuwarten. In Umfragen ist der 
Erhalt der US-Demokratie hin-
ter Themen wie Wirtschaft, Ein-
wanderung, Kriminalität und 
Abtreibungsrechte weit abge-
schlagen zu finden.

Während Harris versucht, un-
entschlossene Wähler und repu-
blikanische Wähler, die keine 
weiteren vier Jahre Trump wol-
len, in den letzten Tagen vor 
der Wahl von sich zu überzeu-
gen, versucht der Ex-Präsident 
seine loyalen Anhänger zu mo-
tivieren und frustrierte Wähler 
einzufangen.

Bei einer Kundgebung in New 
York am Sonntag war es zu einer 
Reihe von rassistischen und vul-
gären Äußerungen gekommen, 
die Trump schaden könnten. 
Der 78-Jährige kommentierte 
die Aussagen der anderen Red-
ner nicht und bezeichnete die 
Veranstaltung in New York am 
Dienstag als „Fest der Liebe“.

Für Trump spricht weiter-
hin, dass viele US-Amerika-
ner vom wirtschaftlichen Auf-
schwung, den das Land nach 
der Coronapandemie hingelegt 
hat, nichts spüren. Die inflatio-
nären Preissteigerungen, vor al-
lem im Bereich von Lebensmit-
teln und Kraftstoff, machen vie-
len Haushalten weiterhin zu 
schaffen. Während einer Wahl-
kampfveranstaltung im Swing 
State Pennsylvania am Dienstag 
stellte Trump deshalb die einfa-
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Eine vereinzelte Stimme in der Menschenmenge vor Kamala Harris protestiert gegen den Gazakrieg   Foto: Evan Vucci/ap

Kamala Harris warnt bei eine Großkundgebung vor Zehntausenden Anhängern n der  
US-Hauptstadt Washington DC eindringlich vor ihrem Konkurrenten Donald Trump

„Von Rache besessen  
und von Groll zerfressen“

che, doch effektive Frage, die der 
damalige republikanische Präsi-
dentschaftskandidat Ronald Re-
agan 1980 in den Wahlkampf ge-
gen Präsident Jimmy Carter ein-
geführt hatte: „Geht es Ihnen 
jetzt besser als vor vier Jahren?“

In Umfragen sagt eine Mehr-
heit der US-Amerikaner, dass 
das Land sich in die falsche Rich-
tung bewegt. Trump will bei ei-
nem Wahlsieg Einfuhrzölle auf 
alle Importgüter verhängen und 
die größten Abschiebemaßnah-
men in der Geschichte des Lan-
des durchführen.

Bei einer Pressekonferenz in 
Florida attackierte er am Diens-

tag Harris’ Führungsqualitäten. 
„Keine Person, die im In- und 
Ausland so viel Zerstörung und 
Tod verursacht hat, sollte jemals 
Präsident der Vereinigten Staa-
ten sein dürfen“, sagte Trump.

Im Gegensatz zu Trump, der 
Demokraten oft als Feinde be-
zeichnet, will Harris auch Re-
publikaner ins Boot holen. „Er 
will [seine Gegner] ins Gefäng-
nis werfen. Ich werde ihnen ei-
nen Platz am Verhandlungstisch 
geben“, sagte sie.

Die verbleibenden Tage bis 
zur Wahl werden Harris und 
Trump in den so wichtigen sie-
ben Swing States verbringen.

In El Salvador sitzen über 82.000 mutmaßliche 
Bandenmitglieder ohne Verfahren im Gefängnis. 
Das ist populär – und trifft auf massive Kritik 

Der permanente 
Ausnahmezustand des 
Nayib Bukele

Besuche von 
Angehörigen im 
Gefängnis sind 
nicht erlaubt. Sie 
werden auch nicht 
über die Verhaftung 
informiert

Betongold? Wir haben eine Immobilie, in der dein Geld
wirklich glänzen kann: Wenn du jetzt deinen Anteil auf-
stockst (oder neu zeichnest!), hilfst dumit, unser gelieb-
tes altes Haus in der Rudi-Dutschke-Straße zu sanieren.
Dies ist nicht nur notwendig, sondern schafft auch ein
langfristiges finanzielles Fundament, auf dem unser un-
abhängiger Journalismus auch in Zukunft stürmischen
Zeiten trotzen kann. Alle Infos undMitmachen auf
taz.de/haus
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